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43. Sitzung

Bonn, Freitag, den 11. Juni 1999

Beginn: 10.00 Uhr

Vizepräsident Rudolf Seiters: Die Sitzung ist er-
öffnet.

Zunächst möchte ich einigen Kollegen nachträglich
jeweils zu ihrem 60. Geburtstag gratulieren. Die Kolle-
gin Heide Mattischeck feierte am 26. Mai ihren
60. Geburtstag,

(Beifall)

der Kollege Bernd Schmidbauer am 29. Mai

(Beifall)

und der Kollege Hans-Christian Ströbele am 7. Juni;
ich spreche ihnen im Namen des Hauses die herzlichsten
Glückwünsche aus.

(Beifall)

Ich rufe Tagesordnungspunkt 1 auf:

Beratung des Antrags der Bundesregierung

Deutsche Beteiligung an einer internationalen
Sicherheitspräsenz im Kosovo zur Gewährlei-
stung eines sicheren Umfeldes für die Flücht-
lingsrückkehr und zur militärischen Absiche-
rung einer Friedensregelung für das Kosovo
auf der Grundlage der Resolution 1244 (1999)
des Sicherheitsrats der Vereinten Nationen
vom 10. Juni 1999

– Drucksache 14/1133 –

Überweisungsvorschlag:

Auswärtiger Ausschuß (federführend)
Rechtsausschuß
Verteidigungsausschuß
Ausschuß für Menschenrechte und humanitäre Hilfe
Ausschuß für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwick-
lung
Haushaltsausschuß

Sie wissen, daß eine Aussprache nicht jetzt, sondern
erst nach Vorliegen der Ausschußbeschlußempfehlung
zu dem Antrag der Bundesregierung vorgesehen ist.

Ich weise darauf hin, daß interfraktionell die Über-
weisung des Antrags der Bundesregierung auf Drucksa-
che 14/1133 an die in der Tagesordnung aufgeführten

Ausschüsse vorgeschlagen wird. Sind Sie damit einver-
standen? – Das ist der Fall. Dann ist die Überweisung so
beschlossen.

Zu den Ausschußberatungen unterbreche ich jetzt die
Sitzung – in meinem Sprechzettel steht: für voraussicht-
lich eine Stunde. Aber nach dem, was ich aus den Frak-
tionen höre, und angesichts der Tatsache, daß die betei-
ligten Ausschüsse gestern sehr ausführlich diskutiert ha-
ben, denke ich, daß es mit den Ausschußberatungen un-
ter Umständen schneller gehen wird. Darauf bitte ich
sich einzurichten. Der Wiederbeginn der Sitzung wird
rechtzeitig durch Klingelsignal und über die Hausrufan-
lage angekündigt – Herr Bundeskanzler, bis ins Kanz-
leramt hinein.

Die Sitzung ist unterbrochen.

(Unterbrechung von 10.03 bis 11.21 Uhr)

Vizepräsident Rudolf Seiters: Liebe Kolleginnen
und Kollegen, die unterbrochene Sitzung ist wieder er-
öffnet.

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 2 auf:

Beratung der Beschlußempfehlung und des Be-
richts des Auswärtigen Ausschusses (3. Aus-
schuß) zu dem Antrag der Bundesregierung

Deutsche Beteiligung an einer internationalen
Sicherheitspräsenz im Kosovo zur Gewährlei-
stung eines sicheren Umfeldes für die Flücht-
lingsrückkehr und zur militärischen Absiche-
rung einer Friedensregelung für das Kosovo
auf der Grundlage der Resolution 1244 (1999)
des Sicherheitsrats der Vereinten Nationen
vom 10. Juni 1999

– Drucksache 14/1133, 14/1136 –

Berichterstattung:
Abgeordnete Dr. Christoph Zöpel
Karl Lamers
Dr. Helmut Lippelt
Ulrich Irmer
Wolfgang Gehrcke
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Ich weise darauf hin, daß wir nach der Aussprache
über die Beschlußempfehlung namentlich abstimmen
werden.

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind für
die Aussprache zwei Stunden vorgesehen, wobei die
Fraktion der F.D.P. 15 Minuten erhalten soll. – Ich höre
keinen Widerspruch. Dann ist so beschlossen.

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der Bun-
desminister des Auswärtigen, Joschka Fischer.

Joseph Fischer, Bundesminister des Auswärtigen
(vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der SPD mit
Beifall begrüßt): Herr Präsident! Meine Damen und Her-
ren! Gestern war für die betroffenen Menschen im Ko-
sovo, in Mazedonien, in Albanien, aber auch in Serbien,
für uns alle in ganz Europa ein sehr guter, ja ein histori-
scher Tag. Die Waffen schweigen. Der Frieden im Ko-
sovo ist jetzt, nachdem die VN-Sicherheitsratsresolu-
tion verabschiedet wurde, erreichbar; er ist in Sicht. Der
Abzug der serbischen Truppen aus dem Kosovo hat be-
gonnen. Die NATO hat ihre Luftschläge nach elf Wo-
chen ausgesetzt. Auf diesen Tag haben die Menschen im
Kosovo und in Serbien, haben wir alle lange gewartet.

Der Krieg wird aber erst dann wirklich zu Ende sein,
Frieden wird erst dann wirklich herrschen, wenn die
letzten bewaffneten Einheiten abgezogen sind und die
internationale Friedenstruppe im Kosovo steht. Doch mit
der gestrigen Einigung besteht die berechtigte Hoffnung,
daß die weit über eine Million Flüchtlinge und Vertrie-
benen in ihre Heimat zurückkehren können.

Nun kann ein umfassender Friedensprozeß für den
Kosovo und parallel dazu und eng eingebettet darin der
Stabilisierungsprozeß für die Gesamtregion beginnen, an
dessen Ende die Ankoppelung Südosteuropas – ich be-
tone hier ganz bewußt: einschließlich eines demokrati-
schen Serbiens – an das Europa der Integration stehen
muß.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei der SPD sowie der Abg. Angelika
Volquartz [CDU/CSU])

Dieser Krieg hat nicht vor elf Wochen begonnen. In
Wirklichkeit ist es der vierte Krieg im ehemaligen Jugo-
slawien in nur acht Jahren, ausgelöst von derselben
Politik, ausgelöst von derselben Regierung, denselben
Verantwortlichen, an deren Spitze Milosevic steht. Wir
hoffen, daß dies der letzte Balkankrieg gewesen ist.
Wenn es gelingt, diese Region an das Europa der Inte-
gration heran- und in das Europa der Integration hinein-
zuführen, besteht die Chance, daß dies der letzte Krieg
in Europa gewesen ist.

Meine Damen und Herren, dies war kein Krieg als
Mittel der Politik, sondern dies war ein Krieg, damit der
Krieg als Mittel der Politik in Europa dauerhaft zugun-
sten der Herrschaft des Rechts und des Gewaltverzichts
der Vergangenheit angehört.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Milosevic hat sich mit seiner verbrecherischen Politik
des ethnischen Krieges nicht durchsetzen können und

nicht durchsetzen dürfen. Seine Rechnung, den Westen
spalten zu können, ist nicht aufgegangen. Er ist heute
vor dem internationalen Kriegsverbrechertribunal für
das ehemalige Jugoslawien angeklagt. Ich bin mir
sicher, er wird dort auch zur Rechenschaft gezogen wer-
den. Die erfolgreiche Durchsetzung der Prinzipien der
europäischen Zivilisation gegen die Gewaltherrschaft
von Milosevic ist ein wichtiges Signal, daß in Europa
Menschen- und Minderheitenrechte nicht mehr ohne
Risiko verletzt werden können. Deswegen war der gest-
rige Tag auch ein großer Tag für die Durchsetzung von
Gerechtigkeit in Europa.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei der SPD)

Die Entwicklung zeigt, daß die Politik der Bundesre-
gierung, getragen von der überwiegenden Mehrheit des
Bundestages, richtig war. Unsere Doppelstrategie be-
stand zum einen im Vertrauen auf die militärische
Festigkeit im Wissen darum, daß Milosevic sich nicht
durchsetzen darf, weil es dabei nicht nur um eine huma-
nitäre Frage geht, sondern auch darum, in welchem
Europa wir in Zukunft leben wollen und werden, und
zum anderen im Setzen auf eine diplomatische und poli-
tische Lösung. Dies haben wir konsequent durchgehal-
ten. So haben wir letztlich gemeinsam mit unseren
Bündnispartnern das Blatt wenden können.

Deutschland hat mit seiner Beteiligung an den
NATO-Luftschlägen eine große Verantwortung über-
nommen, gerade auch für die beklagenswerten zivilen
Opfer und auch – das möchte ich hier betonen – für die
unschuldigen zivilen Opfer auf serbischer Seite.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und der SPD)

Doch wieviel schlimmer wären die Folgen gewesen,
wenn wir weiter weggeschaut und den brutalen völki-
schen Vertreibungskrieg hingenommen hätten? Wären
wir dem Rat von Ihnen, Herr Gysi, gefolgt, wäre nicht
nur das Morden und Vertreiben im Kosovo weiterge-
gangen, das ja lange vor dem NATO-Einsatz begonnen
hat, sondern die Stabilität der gesamten Region wäre
weiterhin massiv bedroht worden; mehr noch, die Herr-
schaft der Gewalt hätte sich in einem Teil Europas ge-
gen die Herrschaft des Rechts durchgesetzt. Das hätte
dieses Europa der Integration auf Dauer nicht ausgehal-
ten.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der
CDU/CSU und der F.D.P.)

Entscheidend für den Erfolg war die Geschlossenheit
der Staatengemeinschaft. Niemand, zuallerletzt diese
Bundesregierung und auch nicht ihre Vorgängerregie-
rung, wollte es zu Gewalt kommen lassen. Für mich ist
Appeasement kein Schimpfwort. Solange es Möglich-
keiten gibt, auf Gewalt zu verzichten und eine politische
Lösung herbeizuführen, sollte man dieses unbedingt ver-
suchen. Doch nach drei Balkankriegen, nach langen
qualvollen Verhandlungen, nach Angeboten, die im In-
teresse Serbiens und Jugoslawiens lagen, aber abgelehnt
wurden, nachdem mit nichtmilitärischen Mitteln alles

Vizepräsident Rudolf Seiters
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erfolglos versucht wurde, mußten wir diesmal defini-
tiv militärischen Widerstand leisten. Dies haben wir ge-
tan.

Die westlichen Staaten haben dies durchgehalten –
trotz erheblicher innerer Schwierigkeiten, gerade auch
bei uns. Es war eine der großen Fehlkalkulationen von
Herrn Milosevic, darauf zu vertrauen, daß die NATO
nicht zusammenhalten würde. Deshalb möchte ich mich
namens der Bundesregierung bei der großen Mehrheit
des Bundestages, Herr Präsident, für die volle Unterstüt-
zung in dieser schwierigen Zeit, die uns fraktionsüber-
greifend zuteil wurde, recht herzlich bedanken.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der
CDU/CSU)

Der Durchbruch wurde erreicht durch die erfolgreiche
Mission des Sonderbeauftragten von Präsident Jelzin,
Viktor Tschernomyrdin, und des finnischen Präsiden-
ten Ahtisaari und durch die anschließende Einigung der
G-8-Außenminister auf dem Petersberg in Bonn auf den
Entwurf für eine Sicherheitsratsresolution. Diese Eini-
gung war möglich, weil sich Europäer, Amerikaner und
Russen trotz extrem unterschiedlicher innenpolitischer
und historischer Voraussetzungen auf eine Position für
eine dauerhafte europäische Sicherheit und Stabilität ge-
einigt haben und sich für eine gemeinsame Vorgehens-
weise entschieden haben. Dies ist ein großer, zukunfts-
weisender, ein vielleicht historischer Erfolg der Diplo-
matie gewesen. Wir sollten über den Anlaß und über den
Tag hinaus an diesem Erfolg festhalten, die daraus re-
sultierenden Ergebnisse fortentwickeln und die europäi-
sche Sicherheit in diesem Dreieck fest verankern.

Aber auch die geschlossene Haltung der Europäi-
schen Union gilt es zu erwähnen, gerade im Vergleich
zu ihrer Haltung zu Beginn der jugoslawischen Tragödie
1991/92. Dieser Vergleich zeigt: Die Europäische Union
ist heute politisch wesentlich näher zusammengerückt
und handlungsfähiger geworden. Sie hat diesen Kon-
flikt, diesen Krieg auch als Gestaltungschance begriffen,
um das Gewicht und die Handlungsfähigkeit Europas zu
stärken. Deswegen geht unser besonderer Dank an Prä-
sident Ahtisaari, dessen Einsatz den Durchbruch in Bel-
grad erst möglich gemacht hat.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
bei der SPD, der CDU/CSU und der F.D.P.)

Ich möchte aber auch ganz besonders und anerken-
nend die Haltung Rußlands hervorheben.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
bei der SPD, der CDU/CSU und der F.D.P.)

Mein Dank geht an Präsident Jelzin für sein persönliches
Engagement und ganz besonders an Viktor Tscher-
nomyrdin, seinen Sonderbeauftragten, aber auch an
meinen russischen Kollegen Igor Iwanow.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
bei der SPD, der CDU/CSU und der F.D.P.)

Der Konflikt zeigt, wie wichtig es ist, daß Rußland Ver-
antwortung für Frieden in Europa übernimmt und sich
konstruktiv verhält. Er zeigt außerdem, wie wichtig es

ist, daß Rußland eine konstruktive Rolle in den Verein-
ten Nationen sucht. Damit trägt es wesentlich zur Ge-
staltung nicht nur des europäischen, sondern auch des
Weltfriedens bei.

Ich möchte ganz besonders die nicht nur militärische,
sondern auch diplomatische Schlüsselrolle unseres
wichtigsten Bündnispartners, der USA, betonen. In die-
sem Zusammenhang nenne ich Madeleine Albright,
Strobe Talbott und ganz besonders Präsident Clinton,
der mit seinem persönlichen Einsatz in den entscheiden-
den Phasen gemeinsam mit dem Bundeskanzler und mit
Boris Jelzin dazu beigetragen hat, daß dieser Prozeß
vorangegangen ist. Wir sind also den USA ebenfalls zu
tiefem Dank verpflichtet. Ich denke, es ist klargeworden,
daß in diesem Konflikt die Kooperation zwischen Euro-
pa, Rußland und den USA letztendlich dazu beigetragen
hat, daß sich diese Politik der ethnischen Kriegsführung,
die, historisch gesehen, die Politik einer blutigen Ver-
gangenheit Europas ist, auf dem Balkan nicht durchset-
zen konnte.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
bei der SPD, der CDU/CSU und der F.D.P.)

Die Bundesregierung hat ihre Doppelpräsidentschaft,
also die G-8-Präsidentschaft und die EU-Ratspräsident-
schaft, dazu genutzt, unseren Beitrag zu leisten, um
nicht nur die Politik der ethnischen Säuberungen mit
militärischen Mitteln zum Scheitern zu bringen, sondern
auch den Durchbruch für eine politische Lösung zu er-
reichen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei der SPD)

Ich habe es vorhin schon gesagt: Wir haben von An-
fang an auf diese doppelte Vorgehensweise gesetzt. Wir
haben die fünf Punkte und einen Friedensplan entwik-
kelt, mit dem die fünf Punkte umgesetzt werden sollen.
Wir haben von Anfang an darauf Wert gelegt, daß die
Europäische Union unter Einschluß der neutralen Län-
der in diesen Prozeß integriert wird. Das war die Aufga-
be unserer Ratspräsidentschaft. Es war eine bewußte
politische Entscheidung, daß im Rahmen des Ram-
bouillet-Prozesses die beiden ,,alten Nationen“, Frank-
reich und Großbritannien, auf Grund ihrer historischen
Beziehungen zu Belgrad – im Gegensatz zu unserer
historisch belasteten Beziehung – in der ersten Reihe
versuchen sollten, eine entsprechende Vereinbarung mit
Milosevic zu erreichen.

Unsere Aufgabe im Rahmen der Ratspräsidentschaft
haben wir dahin gehend definiert, andere Länder in die-
sen Prozeß zu integrieren. Für mich ist dies einer der
wichtigen Punkte über den Tag hinaus: Bevor die
NATO die fünf Punkte beschlossen hatte, hatten die
Staats- und Regierungschefs auf dem Sondergipfel in
Berlin und davor der Allgemeine Rat der Europäi-
schen Union unter Einschluß der neutralen Mitglieder
diese fünf Punkte beschlossen. Das ist für mich ein
wichtiger Schritt bei der Ausgestaltung des politischen
Subjekts der Europäischen Union in diesem Prozeß ge-
wesen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei der SPD)

Bundesminister Joseph Fischer
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Wir haben parallel dazu von Anfang an darauf ge-
setzt, eine dauerhafte, langfristige, konfliktpräventive
Lösung durch das Heranführen dieser Region, der Bal-
kanregion, Südosteuropas, an das Europa der Integration
zu bewerkstelligen. Gestern ist es in Köln gelungen, den
Stabilitätspakt zu verabschieden. Wir müssen ihn jetzt
mit Leben erfüllen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei der SPD sowie bei Abg. der CDU/
CSU)

Wir waren von Anfang an militärisch voll engagiert.
Auf allen Ebenen haben wir uns militärisch beteiligt. Es
war geplant, daß wir uns an der Umsetzung des Ram-
bouillet-Abkommens beteiligen. Wir haben uns beteiligt,
als es darum ging, Militäraktionen gegen Milosevic
durchzuführen. Wir werden uns jetzt, so der Bundestag
zustimmt, ebenfalls an der Um- und Durchsetzung des
Waffenstillstandes und der Erreichung des Friedens be-
teiligen.

Ich möchte hier klar und deutlich aussprechen, daß
wir immer die politischen Möglichkeiten gesucht haben,
daß wir versucht haben, sie zu nutzen. Aber dies ging nur
auf der klaren Grundlage verläßlicher Positionierung im
Bündnis und der Solidarität in den Militäraktionen, die
das Bündnis gegen die verbrecherische Politik Milose-
vics vorgenommen hat. Nur die Verbindung von beidem
hat den Erfolg gebracht, nur die Verbindung von beidem
hat eine aktive Rolle Deutschlands zugelassen. Ich
denke, es ist wichtig, dies für die Zukunft festzuhalten.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei der SPD)

Meine Damen und Herren, unsere Soldaten werden,
wenn der Bundestag zustimmt, den in den ersten Stun-
den und Tagen – ich hoffe, nicht Wochen – wohl ge-
fährlichsten Einsatz ausführen, den die Bundeswehr in
ihrer Geschichte zu bewältigen hatte.

(Zuruf von der CDU/CSU: Wohl wahr!)

Wir hatten hier immer eine breite Unterstützung für
die Politik der Bundesregierung. Das war wichtig für die
Piloten, die im Einsatz waren. Ich denke, genauso wich-
tig ist es, daß wir diesem hochgefährlichen Friedensein-
satz – es ist ein Friedenseinsatz; es ist die Umsetzung
einer Kapitel-VII-Resolution – als deutscher Gesetzge-
ber mit breiter Mehrheit zustimmen. Ich möchte namens
der Bundesregierung nicht nur allen Soldaten für das
danken, was sie geleistet haben, sondern auch die Hoff-
nung aussprechen, daß alle gesund von diesem Einsatz
zurückkehren mögen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
bei der SPD, der CDU/CSU und der F.D.P.)

Meine Damen und Herren, wir haben lange um die
Sicherheitsratsresolution gekämpft. Über den Tag hinaus
wird diese Sicherheitsratsresolution von Bedeutung sein.
Ich erinnere an den Oktober: Wie sehr hätten wir uns da
– fraktionsübergreifend – eine Sicherheitsratsresolution
gewünscht! Damals ging es noch um neue NATO-
Diskussionen. Damals ging es noch um die Illusion, es
ginge ohne den Sicherheitsrat der Vereinten Nationen.

Ich meine das nicht nur kritisch in eine bestimmte
Richtung: Hätte Rußland schon damals bedacht, welche
Konsequenzen sein Verhalten haben würde, wären wir
vermutlich schneller weitergekommen. Das ist ebenfalls
eine Überlegung, die man nicht vergessen darf.

Nichtsdestoweniger sind wir heute so weit. Es geht
jetzt um die Umsetzung dieser Sicherheitsratsresolu-
tion. Den Rückzug aller militärischen, paramilitärischen
und Polizeikräfte aus dem Kosovo bei gleichzeitigem
Einsatz einer internationalen Friedenstruppe haben wir
immer als die Voraussetzung dafür begriffen, den Kern
der fünf Punkte, für die wir gekämpft und auf die wir
uns verpflichtet haben, umzusetzen. Der Kern der fünf
Punkte war die Rückkehr aller Vertriebenen, Deportier-
ten und Flüchtlinge. Dafür haben wir gekämpft, und das
haben wir durchgesetzt. Dies soll im Auftrag des Deut-
schen Bundestages, wenn Sie dies beschließen, die Bun-
deswehr jetzt gemeinsam mit unseren Verbündeten, mit
Neutralen und auch unter Teilnahme Rußlands auf der
Grundlage einer Kapitel-VII-Resolution im Kosovo um-
setzen.

Die Stationierung dieser „internationalen Sicherheits-
präsenz“ ist das eine, die „zivile Sicherheitspräsenz“ ist
das andere, das wir mit aufbauen müssen. Wir befinden
uns hier im engsten Kontakt mit unseren Verbündeten.
Auf dem G-8-Treffen gab es dazu eine erste wichtige
Orientierungsdiskussion. Die letzten Entscheidungen
muß der VN-Generalsekretär in Abstimmung mit den
Vertretern der Unterorganisationen der UNO treffen.

Ich habe vorhin darauf hingewiesen, daß die Bun-
deswehr vor einem gefährlichen Einsatz steht. Das be-
trifft nicht nur die Bundeswehr, sondern auch unsere
Verbündeten. Das Risiko tragen alle gemeinsam. Das ist
das Wesen dieses Einsatzes. Alle beteiligten Soldaten,
die am Boden eingesetzt werden, sehen einem sehr ge-
fährlichen Einsatz entgegen. Wir wünschen allen eine
gesunde Wiederkehr.

Aber die Voraussetzung für Frieden ist, daß die Völ-
kergemeinschaft im Kosovo präsent ist und damit die
Abwesenheit von Gewalt – das ist die erste Vorausset-
zung – sichert. Das Ziel ist eine zivile Implementierung
in Verbindung mit der Rückkehr der Vertriebenen und
Flüchtlinge in ein multiethnisches Kosovo innerhalb der
Grenzen der Bundesrepublik Jugoslawien, damit dann
hoffentlich eine Demokratisierung der gesamten Region
erreicht werden kann. Die Demokratiefrage ist die ent-
scheidende Frage, die wir Milosevic und allen Nationa-
listen entgegenhalten müssen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der
CDU/CSU und der F.D.P.)

Die Herrschaft des Rechts gründet auf der freien Ent-
scheidung des Volkes. Das ist Demokratie. Aber die
freie Entscheidung des Volkes ist nicht dazu da, neue
Willkür zu schaffen – das wäre ein Mißverständnis der
Demokratie –, sondern dazu, die Herrschaft des Rechts
zu sichern. Hierin bestand der Bruch in der europäischen
Geschichte nach 1945, und dies war die Grundlage für
die weitere Entwicklung. In diesem Jahrhundert wurden
zwei Weltkriege von Europa ausgelöst, vor allem der
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zweite von unserem Land. Diese Kriege haben eine
furchtbare Verheerung mit sich gebracht und haben
letztendlich dazu geführt, daß der europäische Eini-
gungsgedanke, die Herrschaft des Rechts und das Stre-
ben nach Überwindung der Grenzen in Verbindung mit
Kooperation und schließlich Integration gesiegt haben.
Das war die Antwort der Europäer auf die historische
Herausforderung nach den Weltkriegen.

Wenn wir heute darüber klagen, wie schwierig die
Sicherung des Friedens in Jugoslawien und wie teuer sie
sein wird, dann sollten wir auf die Zeit nach 1945 in Eu-
ropa zurückblicken. Eine Kollegin hat beim G-8-Treffen
darauf hingewiesen, wie Köln vor 50 Jahren aussah und
wie es heute aussieht. Angesichts dessen ist die Aufga-
be, die jetzt vor uns liegt, eine geringere Aufgabe als die
damalige. Wir müssen uns ihr stellen, damit gerade auch
Deutschland als eines der entscheidenden Länder in
der Europäischen Union seiner Verantwortung gerecht
wird.

Wir müssen in Jugoslawien nicht nur das Ende der
Gewalt herbeiführen, dort nicht nur den Frieden gemein-
sam mit unseren Verbündeten und den internationalen
Organisationen schaffen, sondern diese Region auch
dauerhaft nach Europa führen. Das ist unsere Verant-
wortung.

Ich bedanke mich.

(Anhaltender Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und bei der SPD sowie bei Abge-
ordneten der CDU/CSU und der F.D.P. – Abg.
Katrin Göring-Eckardt [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN] und Abg. Albert Schmidt [Hitzho-
fen] [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] überrei-
chen Bundesminister Joseph Fischer jeweils
einen Blumenstrauß – Bundesminister Fischer
reicht je einen Strauß an Bundeskanzler Ger-
hard Schröder und Bundesminister Rudolf
Scharping weiter)

Vizepräsident Rudolf Seiters: Ich gebe das Wort
für die CDU/CSU-Bundestagsfraktion dem Kollegen
Karl Lamers. –-

Karl Lamers (CDU/CSU): Herr Präsident! Verehrte
Kolleginnen und Kollegen! Wir alle sind heute erleich-
tert, weil Mord und Vertreibung nun ein Ende haben,
auch weil die schwere Last der Verantwortung für die
Opfer und die Zerstörungen durch die NATO-
Bombardierungen von uns genommen worden ist und
weil die NATO-Aktion letztlich erfolgreich war. Sie
war nur deshalb erfolgreich, weil die NATO ihren Zu-
sammenhalt gewahrt hat.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und der
F.D.P. sowie bei Abgeordneten des BÜND-
NISSES 90/DIE GRÜNEN)

An dem jetzt erzielten Ergebnis hat die Bundesregie-
rung tatkräftig mitgewirkt.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Es fällt mir nicht schwer, das anzuerkennen. Der Bun-
deskanzler hat am Dienstag die Mitwirkung der Opposi-
tion anerkannt. Damit, meine Damen und Herren, sollten
wir es aber auch mit dem Selbstlob bewenden lassen und
hinzufügen, daß andere einen mindestens so großen
Anteil an diesem Ergebnis haben: der Finne Ahtisaari,
der Russe Tschernomyrdin, der russische Präsident Jel-
zin, alle anderen NATO-Partner und vorab die USA.

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. so-
wie bei Abgeordneten der SPD und des
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Es wäre nicht nur unklug, es wäre auch ungerecht, ihnen
den Part des Hauptkriegsführers und den Europäern den
des Friedensbringers zuzuweisen. Sie, Herr Außenmini-
ster, haben das heute gottlob nicht getan.

Meine Damen und Herren, wir stimmen dem Antrag
der Bundesregierung zu, wenn auch nicht ohne große
Sorgen und nicht ohne Bedenken. Wir werden zustim-
men, weil die Anwesenheit einer internationalen Sicher-
heitspräsenz die Voraussetzung für die Rückkehr der
Vertriebenen ist. Diese wiederum ist eine Voraussetzung
– keineswegs die einzige – für einen wirklichen Frieden.
Voraussetzung für das Funktionieren der Schutztruppe
sind der NATO-Kern und die NATO-Kommandostruk-
tur, weil nur sie das Vertrauen der Vertriebenen begrün-
den können.

Wir glauben, daß diese Voraussetzung hinreichend
sicher ist; ganz ist sie es offensichtlich nicht. Wir hoffen
sehr, daß eine Regelung mit Rußland gefunden wird
und daß sich die Meldung, die mir der Kollege Paul
Breuer gerade überreicht hat, nicht bestätigt.

Ich habe hier eine Agenturmeldung von „AFP“ von
11.11 Uhr vorliegen, in der es heißt: Nach Angaben der
unabhängigen jugoslawischen Nachrichtenagentur „Be-
ta“ sind am Freitag die ersten russischen Einheiten der
künftigen internationalen Kosovo-Friedenstruppe in Ju-
goslawien einmarschiert.

Laut „Beta“ überschritt ein Kontingent, von Bosnien
kommend, die Grenze; den genauen Ort nannte die
Agentur nicht. Die Moskauer Verhandlungen zwischen
den USA und Rußland über die Modalitäten der russi-
schen KFOR-Beteiligung wurden unterdessen auf unbe-
stimmte Zeit unterbrochen. Dies meldete die russische
Nachrichtenagentur „Interfax“ unter Berufung auf den
russischen Delegationsleiter General Leonid Iwaschow.
Iwaschow hatte zuvor angekündigt, Rußland werde
möglicherweise einen eigenen Sektor im Kosovo ohne
Abstimmung mit den USA errichten.

Die Sorgen, die wir in den vergangenen Tagen geäu-
ßert haben, scheinen sich als nicht unbegründet zu er-
weisen. Ich hoffe zu Gott, daß diese Meldungen im Kern
nicht zutreffen; denn sonst war vieles von dem, was Sie,
Herr Minister, gerade gesagt haben, vielleicht übereilt.

Wir werden zustimmen, weil sich Deutschland natür-
lich an der internationalen Schutztruppe beteiligen muß.
Wir glauben, daß der von der Bundesregierung bean-
tragte Umfang angemessen ist. Die Zustimmung – das
will ich sagen – wird uns durch den Umstand sehr er-
leichtert, daß diese Aktion nun unter dem Dach der Ver-
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einten Nationen stattfindet und damit eine Wunde ge-
heilt wird, die uns alle beschwert hat.

Im Vordergrund unserer Sorgen steht die um das Le-
ben der Soldaten. Sicher, der Abzug der serbischen
Streitkräfte scheint hinreichend kontrollierbar, die Vor-
kehrungen, die die NATO getroffen hat, scheinen um-
sichtig zu sein. Aber serbische Freischärler sind natür-
lich nicht auszuschließen, obwohl eine solche Gefähr-
dung kurzfristig – ich betone: kurzfristig – eher unwahr-
scheinlich ist. Von der ansässigen serbischen Bevölke-
rung wird ja bestimmt kaum jemand im Kosovo bleiben.

Von den Waffen der UCK geht, wiederum kurzfristig
gesehen, dann eine Gefahr aus, wenn von serbischen
Waffen eine Gefahr ausgeht, wenn es also zu Zusam-
menstößen kommt und die NATO-Soldaten dazwi-
schengehen müssen. Mittelfristig besteht eine andere
Form der Gefährdung, weil die NATO-Vorstellungen
von der endgültigen politischen Lösung im Kosovo von
denen der UCK abweichen. Ihre Entwaffnung ist also
unbedingt notwendig; aber – machen wir uns nichts vor
– sie wird ganz ungewöhnlich schwierig sein. Die be-
rechtigte Sorge der NATO wegen der Waffen der UCK
wirft übrigens ein bezeichnendes Licht auf unser Ver-
hältnis zu ihr und zu ihren Landsleuten, die die UCK be-
schützen will und derentwegen wir in den Krieg gezo-
gen sind.

Leider kann es nicht zweifelhaft sein – wir alle sagen
es –: Dieser Einsatz der Bundeswehr ist ohne jeden
Zweifel nicht nur der gefährlichste von den bisher be-
schlossenen, sondern er ist auch absolut gesehen gefähr-
lich. Gefährlich heißt, daß wir mit Opfern aus den eige-
nen Reihen rechnen müssen. Für meine Fraktion möchte
ich den Soldaten sagen: Unsere Gedanken begleiten Sie.
Doch wir können mehr tun: Wir können alle Vorkeh-
rungen treffen, damit es keine Opfer gibt. Vor allen
Dingen müssen wir für politische Rahmenbedingungen
sorgen, die eine Gefährdung so gering wie möglich ma-
chen. Mit anderen Worten, wir müssen dafür sorgen, daß
im Kosovo und in der ganzen Region wirklich Frieden
einkehrt. Wenn jetzt so oft von Friedensplänen die Rede
gewesen ist, dann habe ich das nicht verstanden. Auch
das, was jetzt erzielt wurde, ist kein Frieden; vielmehr
ist es die Chance für den Beginn eines langwierigen und
ungewöhnlich schwierigen Friedensprozesses.

Dieser wird ganz entscheidend von unseren Vorstel-
lungen von der endgültigen Ordnung in der Region ge-
prägt sein. Es ist ohne jeden Zweifel richtig, wenn wir
alle sagen: Frieden kann nur sein, wenn allenthalben,
vorab aber bei dem größten Volk, dem serbischen, ein
anderer, das heißt ein demokratischer Geist einkehrt, der
das Gegenteil dieses ungezügelten und in gefährlichen
Mythen wurzelnden Nationalismus ist.

Ein demokratischer Geist ist das Gegenteil von dem
Gefühl, das ganz offensichtlich im serbischen Volk vor-
herrscht: immer das Opfer zu sein. Es handelt sich um
ein Gefühl, das ganz gewiß auch jetzt wieder durch die
NATO-Aktion verstärkt worden ist. Deswegen wird es
darauf ankommen, der – ich bin ganz sicher – überwäl-
tigenden Mehrheit des serbischen Volkes das Gefühl zu
geben, daß die Friedensordnung, die wir anbieten, eine

faire Ordnung ist, die auch den Serben die Chance gibt,
die heute weniger denn je gelöste nationale Frage zu be-
antworten.

Nur wenn das geschieht, werden sie ihre Augen oder
– besser noch – ihre Herzen für die Verbrechen öffnen
können, die von vielen ihrer Landsleute begangen wor-
den sind. Nur wenn das geschieht, werden sie sich von
ihrer Verstocktheit befreien und der Propaganda von
Milosevic widerstehen können, die jetzt gefundene Re-
gelung als einen Sieg zu verkaufen. Nur wenn das ge-
schieht, werden sie für die schreckliche Wahrheit frei
werden können, daß wegen der verbrecherischen Politik
von Milosevic Serbien alle vier Etappen des 1990 be-
gonnenen Krieges verloren hat, zuletzt eben auch die
Schlacht um den Kosovo.

Sie haben sie nicht zuletzt deswegen verloren, weil
nach aller Wahrscheinlichkeit mehr oder minder alle
Serben den Kosovo verlassen werden. Der Verteidi-
gungsminister hat uns im Ausschuß gesagt, daß 100 000
von etwa 200 000 dort lebenden Serben schon vor Tagen
den Kosovo verlassen haben. Inzwischen werden es
mehr sein, und mit dem Einzug der NATO und der
Rückkehr der Flüchtlinge wird kaum einer zurückblei-
ben. Natürlich, die NATO wird auch ihnen Schutz ge-
währen wollen. Doch die Furcht vor Rache wird sicher-
lich alle flüchten lassen, und die Geflüchteten werden
kaum zurückkehren – höchstens dorthin, wo eine gewis-
se serbische Sicherheitspräsenz vorgesehen ist. Das kann
ja nicht in großer Zahl der Fall sein. Sie würden mehr-
heitlich doch nur zurückkommen, wenn sich die serbi-
sche Herrschaft generell wieder durchsetzen würde. Das
aber werden die albanischen Kosovaren mit allen Mit-
teln verhindern wollen – und mit ihnen die NATO.

Die Beschwörung, der Kosovo werde Teil der Bun-
desrepublik Jugoslawien bleiben, ist, so fürchte ich,
nicht mehr als ein durchsichtiger Firnis. Denn was nutzt
diese Souveränität, wenn sie jetzt und in absehbarer Zu-
kunft mit keinerlei realer Herrschaftsausübung verbun-
den ist? Ist nicht ein multi-ethnischer Kosovo eine schö-
ne Wunschvorstellung, und nähert sich nicht die Souve-
ränität der Bundesrepublik Jugoslawien für den Kosovo
einer Fiktion?

Natürlich kann man sagen, die Serben hätten sich das
alles selber zuzuschreiben. Aber ist das eine angemesse-
ne Sichtweise? Ist das vor allen Dingen eine für uns
Deutsche angemessene Sichtweise? Erinnern wir uns
nicht, welche fatalen, ja wirklich schicksalhaften Folgen
Versailles für die politische Stabilität und für die Demo-
kratie in Deutschland hatte? Erinnern wir uns nicht, wie
ganz anders die Entwicklung in Deutschland nach 1945
ausgesehen hatte, nachdem dank der Weisheit einiger
Europäer und dank der Weitsicht und des Drucks der
Vereinigten Staaten jedenfalls dem freien Teil Deutsch-
lands die unerhoffte Chance gegeben wurde, sich wieder
sehr schnell in den Kreis der demokratischen Völker
einzugliedern?

Bitte entgegnen Sie mir jetzt nicht: Wir haben diese
Perspektive im Stabilitätspakt für Serbien vorgesehen.
– Gewiß, wir unterstützen ihn mit allem Nachdruck.
Aber wir wissen sehr genau, daß die Akzeptanz der
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Friedensordnung, die wir anbieten, wiederum die ent-
scheidende Voraussetzung für die Wirksamkeit von
wirtschaftlicher Hilfe ist. Wirtschaftliche Hilfe ihrerseits
ist natürlich wiederum eine wesentliche politische Vor-
aussetzung für eine stabile demokratische Entwicklung.
Wie soll diese Entwicklung möglich sein, wenn jetzt in
Serbien zu den 250 000 serbischen Flüchtlingen aus der
Krajina weitere 200 000 Flüchtlinge aus dem Kosovo
hinzukommen? Wie soll da eine positive wirtschaftliche,
soziale und politische Entwicklung stattfinden?

(V o r s i t z :  Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer)

Meine Damen und Herren, der außenpolitische Bera-
ter des Bundeskanzlers hat gestern in einem Interview
mit dem „General-Anzeiger“ gesagt, daß der Westen
eine Teilung des Kosovo ablehnt. – Das hat er richti-
gerweise festgestellt. Er hat hinzugefügt:

Wenn Sie teilen, plädieren Sie für ein nicht lebens-
fähiges Gebilde, das am Tropf Europas hängt.

Das wird es aber so oder so. An welchem Tropf soll der
Kosovo sonst hängen? Etwa am Tropf Serbiens, obwohl
Serbien dort keinerlei Herrschaft mehr ausübt?

Die Bemerkung des außenpolitischen Beraters offen-
bart ungewollt, so fürchte ich, das Fehlen einer Vorstel-
lung von einer zukünftigen Ordnung nicht nur im Koso-
vo, sondern auch auf dem ganzen Balkan. Wir werden
nicht aufhören – ich habe das hier schon vor einiger Zeit
gesagt –, auf eine solche realistische Vorstellung von
einer endgültigen Ordnung im Kosovo und auf dem
Balkan zu drängen. Denn sie ist die entscheidende Vor-
aussetzung für das Gelingen des Friedensprozesses, der
jetzt, wie ich schon sagte, gerade erst beginnen kann.

Unbeschadet der schweren Fehler, die in diesem Kon-
flikt auch von seiten der NATO gemacht worden sind,
sind wir unverändert der Meinung, daß wir handeln
mußten. Ich sage das auch angesichts der außerordent-
lich hohen Kosten und des hohen Preises, den wir alle
dafür haben zahlen müssen. Aber nur die endgültige Bi-
lanz wird Auskunft geben über das Plus und Minus,
auch über das moralische. Sie wird auch den Maßstab
dafür bilden, ob unsere heutige Entscheidung, junge
Deutsche, mit ihnen aber auch Franzosen, Briten, Nie-
derländer, Amerikaner und Russen einem hohen Risiko
auszusetzen, richtig gewesen sein wird.

Ich bedanke mich für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. so-
wie bei Abgeordneten der SPD)

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das Wort hat
jetzt der Vorsitzende der SPD-Fraktion, Peter Struck.

Dr. Peter Struck (SPD): Frau Präsidentin! Meine
Damen und Herren! Wir alle haben mit großer Erleichte-
rung und Freude die Entscheidungen in New York und
in Kumanovo aufgenommen. Endlich sind die Bedin-
gungen für den Frieden gegeben. Wir haben diese
Grundlage einer politischen Lösung des Kosovo-
Konfliktes in den letzten Tagen sehr herbeigewünscht.

Um auf die Meldungen einzugehen, die Sie, Herr
Kollege Lamers, gerade zitiert haben: Nach meiner In-
formation handelt es sich um ein Vorauskommando.
Dies ist mit den KFOR-Truppen abgestimmt worden
und erfolgt in Zusammenarbeit mit und unter Zustim-
mung der NATO.

Dies war eine Woche der gemischten Gefühle: zwi-
schen Jubel und Schreck, zwischen zermürbendem
Warten und Erleichterung. Von dem Kölner Gipfel und
der Freude wegen der frohen Botschaft des finnischen
Präsidenten Ahtisaari bis zur gestrigen Resolution des
Weltsicherheitsrates war ein gewaltiger diplomatischer
Kraftakt nötig. Er hat endlich die Chance zum Frieden
gebracht. Und die Weltgemeinschaft hat Milosevic in
seine Schranken verwiesen.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Natürlich ist das Grund zum Aufatmen, zur Freude
und zur Erleichterung. Deshalb ist allen zu danken, die
an dieser Anstrengung beteiligt waren, insbesondere
dem finnischen Präsidenten, Ahtisaari, dem Sonderbe-
auftragten des russischen Präsidenten, Viktor Tscherno-
myrdin, und dem stellvertretenden amerikanischen Au-
ßenminister Strobe Talbott.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Unser Dank gilt aber auch der Bundesregierung, die ihre
EU-Ratspräsidentschaft erfolgreich zur Vorbereitung
dieser politischen Lösung genutzt hat.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Natürlich danken wir der Bundeswehr, allen unseren
Soldaten, die mit ihrem schwierigen Einsatz zum Auf-
geben des Diktators beigetragen haben. Ich habe ge-
meinsam mit einigen Kollegen meiner Fraktion vor zwei
Wochen in Mazedonien und Albanien die hervorragende
Arbeit der Bundeswehr auch im humanitären Bereich
kennen und schätzen gelernt. Ich spreche den Soldaten
auch hier meinen Dank dafür aus.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU und der F.D.P.)

Die gestrige Sicherheitsratsresolution bietet eine trag-
fähige Grundlage für die Schaffung eines befriedeten
Kosovo. Sie ist kein verwässerter Kompromiß. Nein, sie
beinhaltet als prägenden Kern die von der NATO aufge-
stellten Prinzipien für einen Friedensschluß. Diese
Prinzipien sind:

Erstens. Beendigung der serbischen Gewalt im Koso-
vo.

Zweitens. Sofortiger und nachprüfbarer Rückzug aller
jugoslawischen militärischen, paramilitärischen und poli-
zeilichen Kräfte.

Drittens. Stationierung einer internationalen Sicher-
heitstruppe mit substantieller NATO-Beteiligung im Ko-
sovo.
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Viertens. Freie und sichere Rückkehr der kosovo-
albanischen Vertriebenen in ihre Dörfer und Häuser.

Fünftens. Abschluß eines politischen Rahmenab-
kommens, das Autonomie und Selbstregierung der Ko-
sovo-Albaner im Rahmen Jugoslawiens gewährleistet.

Ich habe diese Prinzipien noch einmal ausdrücklich
genannt, um deutlich zu machen, daß die NATO ihren
gesteckten Zielen treu geblieben ist. Es war von Anfang
an Kern aller Bemühungen, die Vertreibungen und Mas-
saker der serbischen Soldateska zu unterbinden. Die
NATO wollte den Kosovaren ein Leben in Freiheit und
Sicherheit ermöglichen. Dieses Ziel ist in greifbare Nähe
gerückt.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Ohne die Festigkeit und Einheit der NATO, ohne ihren
leider notwendigen militärischen Druck hätte es diesen
Erfolg nicht gegeben.

Wir sollten aber auch Präsident Jelzin und der russi-
schen Regierung unsere Anerkennung aussprechen.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Sie haben unter schwierigen innenpolitischen Bedingun-
gen wesentlich zu dem politischen Erfolg der Vermitt-
lungsbemühungen beigetragen.

Einen bedeutenden Anteil daran hat natürlich auch
die Bundesregierung. Nicht im Gegensatz zu den
NATO-Militäraktionen, sondern auf deren Grundlage
entfalteten ihre diplomatischen Initiativen Wirkung. Ich
nenne noch einmal die wichtigsten Initiativen:

Erstens ist das der Kosovo-Friedensplan der Bundes-
regierung von Anfang April. Er wurde zum Kern des
politischen Handelns von EU und NATO und findet sich
in ihren Dokumenten wieder. Er wurde zur Grundlage
der Petersberg-Prinzipien der G 8, und er blieb Grundla-
ge des von Milosevic unterzeichneten Friedensplans.

Zweitens nenne ich die wichtige Einbeziehung Ruß-
lands in die Vermittlung. Wir haben in diesem Hause
schon oft darüber diskutiert. Um sie hat sich die Bundes-
regierung neben anderen erfolgreich bemüht.

Drittens gehört dazu die Reise des Bundeskanzlers
nach China, bei der er nach der versehentlichen Bom-
bardierung der chinesischen Botschaft politischen Scha-
den begrenzen konnte.

Viertens ist das der Stabilitätspakt für Südosteuropa,
der die Regionen mittel- und langfristig befrieden und
an Europa heranführen soll.

Alles zusammen hat diesen Erfolg operativer deut-
scher Außenpolitik ausgemacht, ein Erfolg bei einer
Herausforderung, deren Bewältigung der Bundesrepu-
blik Deutschland erstmals abverlangt wurde.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Vorgestern wurde von einem Oppositionsredner der
Jubel von Köln als zu laut und zu früh kritisiert.

(Michael Glos [CDU/CSU]: Ja, das ist wahr!)

Wenn Sie sich am letzten Donnerstag noch nicht über
den von Ahtisaari ausgehandelten Friedensplan freuen
wollten, dann freuen Sie sich doch wenigstens heute
endlich mit uns und der ganzen westlichen Staatenge-
meinschaft!

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Sagen Sie nicht nur, Sie hätten das Vorgehen der Bun-
desregierung ja mitgetragen. Geben Sie sich einen Ruck
und sagen Sie endlich: „Gute Arbeit, Herr Bundeskanz-
ler!“, wie der finnische Präsident die Arbeit von Gerhard
Schröder gewürdigt hat.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Sagen Sie doch einfach: „Gute Arbeit, Herr Außenmi-
nister“, wie es die amerikanische Außenministerin
Albright am Ende der Verhandlungen zu Joschka Fi-
scher gesagt hat.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Und sagen Sie: „Alle Achtung, Herr Verteidigungsmi-
nister, für Ihre Umsicht und Ihr Engagement in den
letzten Monaten!“, wie Rudolf Scharping international
gelobt worden ist.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Wenn Sie sich – es scheint ja so zu sein – dazu nicht
hergeben können, dann sagen Sie doch, was Sie wirklich
umtreibt. Sie hatten erwartet, daß Rotgrün an dieser
Aufgabe zerbricht. Aber die Koalition hat gestanden und
sich an diesen schwierigen Problemen bewährt. Wir sind
stolz darauf.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

So wichtig der gestrige Tag und die letzte Nacht in
New York für den Friedensprozeß waren: Es ist nur der
Anfang auf einem langen, dornenreichen Weg zu wirkli-
chem Frieden. Wir dürfen den Menschen keine falschen
Hoffnungen machen. Der Abzug der serbischen Truppen
aus dem Kosovo bedeutet nicht, daß die Flüchtlinge ab
sofort zurückkehren können. Ihre Dörfer sind zerstört,
die Straßen teilweise unpassierbar. Das Schlimmste aber:
Das Kosovo ist möglicherweise ein einziges Minenfeld.
Voreilige Rückkehr kann tödlich sein. Die internationa-
len Truppen müssen diese Gefahr erst beseitigen.

Dies muß den Menschen klargemacht werden. Wir
werden noch über Monate mit den Bildern aus den
Flüchtlingslagern leben müssen. Nicht nur das: Wir
werden einen Teil der Lager erst einmal winterfest ma-
chen müssen, denn viele der Flüchtlinge werden ver-
mutlich erst im nächsten Frühjahr in ihre Heimat zu-
rückkehren können. Das bedeutet auch, daß wir die in
der Bundesrepublik aufgenommenen Kosovo-Flücht-
linge nicht von heute auf morgen zurückschicken kön-
nen. Die Vorstellungen des Berliner Innensenators
Werthebach und des bayrischen Innenministers Beck-
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stein sind abenteuerlich, wenn sie den Kosovaren ab so-
fort mit Ausweisung drohen.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Wir dürfen uns auch keinen Illusionen über die Ge-
fahren und Probleme für die internationalen Kräfte im
Kosovo – natürlich für alle Soldaten, nicht nur für die
deutschen – hingeben. Aber für die Bundeswehr ist es
die schwierigste und gefährlichste Aufgabe in ihrer Ge-
schichte. Heckenschützen, Marodeure, verselbständigte
paramilitärische Kräfte der Serben und unkontrollierte
UCK-Trupps sind zu befürchten.

Mich hat berührt, daß in einem „ARD“-Bericht am
Mittwoch abend ein junger Bundeswehrsoldat, der vor
seinem Einsatz stand, gesagt hat: Ich habe Angst. Des-
wegen gilt für uns: Die beste Ausrüstung für unsere Sol-
daten ist gerade gut genug.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Je besser und robuster die internationale Kosovo-Truppe
ausgestattet ist, um so mehr kann ihre Sicherheit ge-
währleistet werden. Gerade auch deshalb ist es richtig,
daß die NATO Kommando und Kern dieser Friedens-
truppe stellt.

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Dr.
Wolfgang Gerhardt [F.D.P.] – Zuruf von der
CDU/CSU)

– Nun machen Sie doch nicht Ihre kleinkarierten Zwi-
schenrufe über den Haushalt. Sie können sich offenbar
nicht freimachen von der Situation, daß wir einen gro-
ßen außenpolitischen Erfolg erzielt haben und Sie uns
den nicht gönnen.

(Beifall bei der SPD)

Unsere Soldaten sollen angesichts des schwierigen
Auftrages wissen: Der Bundestag steht geschlossen
hinter ihnen und ihren Familien. Wir wissen um die
schwierige Aufgabe. Wir wissen um die Gefährdungen,
die sie erwarten. Wir schicken sie nicht leichtfertig; wir
teilen ihre Sorgen und Ängste.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Neben den gravierenden militärischen Herausforde-
rungen sieht sich die internationale Gemeinschaft gi-
gantischen Aufbau- und Reparaturarbeiten gegen-
über. Hunderte von Dörfern sind von serbischen Kräften
systematisch zerstört worden. Es gibt größtenteils keine
Wasser- und Stromversorgung. Die landwirtschaftlichen
Existenzgrundlagen sind zusammengebrochen. Handel,
Handwerk und Gewerbe stehen vor dem Nichts. Das
Schul- und Gesundheitswesen muß neu aufgebaut wer-
den. Es wird ein Wettlauf mit der Zeit, die Bewohnbar-
keit der Häuser und Dörfer vor dem kommenden Winter
möglich zu machen.

Dringend geboten ist daher die sofortige Bereitstel-
lung von Baumaterialien und Versorgungsgütern, mit
denen die Rückkehrer ihre Häuser instand setzen kön-
nen. Dringend geboten ist weiterhin, daß die Bürger in
der Bundesrepublik Deutschland ihre Spendenbereit-

schaft durch aktive Spenden dokumentieren, um auch
den NGOs, die viel helfen, jetzt in Albanien und Maze-
donien und zukünftig im Kosovo die erforderlichen
Mittel zur Verfügung zu stellen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Die internationale Übergangsverwaltung wird mit
enormen politischen Anforderungen konfrontiert sein.
Der ungeklärte politische Endstatus des Kosovo wird
von Serben und Kosovaren heftig umkämpft sein. Es
wird zu einem schwierigen Balanceakt werden, die
Selbständigkeit der Kosovaren im jugoslawischen
Staatsgebilde sicherzustellen. Es steht zu befürchten,
daß der machtgierige Diktator Milosevic diesen Prozeß
zu unterlaufen sucht; denn Wortbrüche, Zynismus und
Machtgier wird dieser Mann nicht von heute auf morgen
aus seinem Repertoire gestrichen haben. Vor diesem
Hintergrund bedarf es einer großen politischen Klarheit
und Einigkeit der internationalen Gemeinschaft, beson-
ders aber der Europäischen Union.

Zu Beginn des 20. Jahrhunderts war der Balkan Aus-
gangspunkt für europäische Kriege und die Teilung des
Kontinents. Am Ende des 20. Jahrhunderts besteht die
große Chance, daß der Balkan den europäischen Frieden
und die Einheit des Kontinents vollenden kann. Wir, die
Europäische Union genauso wie die NATO, müssen die-
se historische Chance ergreifen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Der Stabilitätspakt, über den der Außenminister ge-
sprochen hat, ist dafür der richtige Ansatz. Er ist darauf
gerichtet, Demokratie und Rechtsstaatlichkeit in den
Staaten dieser Region zu fördern. Die Länder sollen in
den euroatlantischen Strukturen verankert werden. Ihr
wirtschaftlicher Ausbau muß gefördert werden. Ich be-
grüße es für meine Fraktion deshalb ausdrücklich, Herr
Außenminister, daß den Ländern dieser Region auf dem
Kölner EU-Gipfel die Perspektive der EU-Mitglied-
schaft eröffnet worden ist. Allein diese Perspektive
wirkt positiv auf die Veränderungsprozesse in diesen
Ländern. Das haben wir in den mittelosteuropäischen
Staaten gesehen.

Ein wichtiges Element sind die umfangreichen
Hilfsmaßnahmen für den Wiederaufbau der Region.
Hier bedarf es einer abgestimmten internationalen Un-
terstützungsstrategie. Dabei sollte die EU die Koordinie-
rung übernehmen. Eine Geberkonferenz muß möglichst
schnell durchgeführt werden. Der Kölner G-8-Gipfel in
der nächsten Woche, Herr Bundeskanzler, kann dazu
schon wichtige Weichen stellen.

Der Stabilitätspakt kann nur dann erfolgreich sein,
wenn alle Länder Südosteuropas umfaßt werden. Dazu
gehört auch Serbien. Darauf hat der Außenminister hin-
gewiesen, darauf hat Herr Kollege Lamers hingewiesen;
wir sind uns in diesem Punkte einig. Allerdings – das
möchte ich für meine Fraktion deutlich sagen – gilt das
nur für ein Serbien ohne Milosevic, das sich auf einen
demokratischen Weg begibt.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der F.D.P.)
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Meine Damen und Herren, die letzten Wochen waren
für alle, die Entscheidungen, ob in Regierung oder Par-
lament, zu tragen hatten, nicht leicht. Nicht nur die phy-
sische, sondern auch die psychische Belastung ging bis
an die Grenze des Zumutbaren. An dieser Stelle möchte
ich Ihnen, Herr Bundeskanzler, Ihnen, Herr Außenmi-
nister, und Ihnen, Herr Verteidigungsminister, für Ihre
Arbeit ausdrücklich danken.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Ich bedanke mich auch bei der Koalitionsfraktion der
Grünen, die, wie man nachvollziehen konnte, eine
schwierige Debatte geführt haben. Ich bedanke mich
auch bei meiner eigenen Fraktion für die immer sehr fai-
re inhaltliche Debatte und bei vielen, die die Entschei-
dungen, die wir zu treffen hatten, mitgetragen haben, die
aber auch ihre Fragen gestellt haben. Mein ausdrückli-
cher Dank gilt allen Kolleginnen und Kollegen aus mei-
ner Fraktion.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD – Lachen
bei der CDU/CSU)

– Ich verstehe nicht, warum Sie darüber lachen können.
Offenbar scheint Ihnen bzw. Ihren Fraktionen nicht klar
zu sein, daß man schwierige inhaltliche Debatten führen
muß und kann, ohne sich trotz gegenseitiger Stand-
punkte zu verletzen, und daß man stolz darauf sein kann,
solche Debatten zu führen. Oder sind Sie etwa ein
schweigender Haufen? Das kann ja wohl nicht wahr
sein.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Lassen Sie mich die Erfahrungen und die Konse-
quenzen der letzten Wochen zusammenfassen:

Erstens. Die militärische Intervention – das sind die
Erfahrungen und die Konsequenzen der letzten Wochen
– war berechtigt und unausweichlich. Ein Europa, das
dem Frieden und den Menschenrechten verpflichtet ist,
darf niemals ethnischen Säuberungen und Völkermord
zustimmen bzw. zuschauen. Die 200 000 Toten des
Bosnien-Krieges haben das wahre Gesicht des Diktators
Milosevic gezeigt. Dennoch war die westliche Gemein-
schaft trotz der Vertreibungen im Kosovo seit März
1998 bis zum letzten um diplomatische Lösungen be-
müht. Milosevic hat diese ausgeschlagen oder Abma-
chungen gebrochen.

Zweitens. Die Einigkeit der NATO war der ent-
scheidende Faktor für das letztendliche Nachgeben des
Diktators. Erneut hat sich bestätigt, daß gewalttätige
Diktatoren nicht durch Überzeugung, sondern nur durch
Zwang zu friedlichem Verhalten bewegt werden können.

Drittens. Wir brauchen ein außenpolitisch handlungs-
fähiges Europa, das in den internationalen Beziehungen
Gewicht hat und gleichberechtigter Partner der USA im
Bündnis sein kann. Krisen und Konflikte in Europa
sollten von der EU in eigener Regie und in eigener Ver-
antwortung gelöst werden können. Deshalb ist die Beru-
fung Solanas zum Hohen Vertreter der Gemeinsamen

Außen- und Sicherheitspolitik der Europäischen Union
ein wichtiger Schritt in die richtige Richtung.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Ebenso dienen die sicherheits- und verteidigungspoliti-
schen Beschlüsse des Kölner Gipfels diesem Ziel.

Viertens. Die Sicherheit in Europa basiert heute und
in Zukunft auf dem euroatlantischen Bündnis. Trotz al-
ler Eigenanstrengungen der EU ist das Engagement der
USA in Europa für die Stabilität unseres Kontinentes
unersetzlich. Wir müssen konstatieren, daß die jüngsten
Krisen auf dem Balkan ohne den amerikanischen Ein-
satz nicht zu einem friedlichen Ende hätten gebracht
werden können. Dafür gebührt unserem amerikanischen
Partner und an dessen Spitze dem amerikanischen Präsi-
denten, Bill Clinton, Dank und Anerkennung.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Fünftens. Eine Stärkung der Vereinten Nationen ist
dringend geboten. Um ihre politische Handlungsfähig-
keit zu verbessern, bedarf es ihrer umfassenden Reform,
insbesondere der des Sicherheitsrates. Nicht nur die Zu-
sammensetzung des Kreises seiner ständigen Mitglieder,
sondern auch deren Vetorecht bedürfen einer dringenden
Überprüfung.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Sechstens. Verbrechen gegen die Menschlichkeit
dürfen keine inneren Angelegenheiten eines Staates
mehr sein. Sein Souveränitätsanspruch ist dem Schutz
und der Würde der Menschen unterzuordnen.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Bei seinem Deutschlandbesuch im April hat UN-
Generalsekretär Kofi Annan gesagt: Wenn die Bewoh-
ner des Kosovo in Frieden und Sicherheit und unter
voller Achtung der bürgerlichen Rechte aller leben kön-
nen, wird es ein Sieg für Europa, für die Vereinten Na-
tionen und für die ganze Menschheit sein. – Diesem
Sieg sind wir seit gestern einen wichtigen Schritt näher
gekommen.

(Anhaltender Beifall bei der SPD und dem
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das Wort hat
jetzt der Abgeordnete Helmut Haussmann.

Dr. Helmut Haussmann (F.D.P.): Sehr geehrte Frau
Präsidentin! Verehrte Kolleginnen und Kollegen! Wir
teilen die Freude, daß der Frieden näher gerückt ist.
Aber wir wissen, daß es sich bisher um notwendige, aber
keinesfalls um hinreichende Bedingungen für einen dau-
erhaften Frieden handelt. Auch als Oppositionsfraktion
sind wir gerne bereit, der Bundesregierung zu diesem
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Ergebnis zu gratulieren und allen Verhandlungspartnern
für ihren Einsatz Respekt und Dank auszusprechen.

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne-
ten der CDU/CSU und der SPD)

Wir vergessen aber an einem solchen Tage nicht, wer
zu diesem Ergebnis beigetragen hat. Dabei komme ich
zu einer etwas anderen Wertung als Sie, verehrter Herr
Kollege Struck. Es ist immer interessant, daß die Verei-
nigten Staaten von Amerika an letzter Stelle genannt
werden. Vielleicht ist das unbeabsichtigt. Ich glaube
schon, daß Herr Clinton und Herr Talbott durch ihre Fe-
stigkeit und ihre Klarheit einen entscheidenden Beitrag
geleistet haben.

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne-
ten der CDU/CSU)

Wir sind nicht der Meinung, daß es dieses Verhältnis
fair widerspiegelt, wenn die Amerikaner auf den militä-
rischen Teil und die Europäer auf den diplomatischen
Teil verwiesen werden. Ich glaube, beide Komponenten
sind von enormer Wichtigkeit.

Interessant war auch die Bemerkung zu Rußland. Ich
entsinne mich der Diskussionen, in denen das besonders
gute Verhältnis zwischen dem früheren Bundeskanzler
Kohl und Herrn Jelzin – man muß schon sagen – ver-
höhnt wurde,

(Hans-Peter Repnik [CDU/CSU]: Diffamiert!)

und daran, daß Herr Primakow schlecht behandelt wurde
und das, was Herr Kinkel mit Herrn Primakow verabre-
det hat, unterschätzt wurde. Heute sieht man, wie wich-
tig persönliche Beziehungen mit führenden Politikern in
Rußland sind. Wenn das eine Lehre war, dann hat es viel
gebracht.

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU)

Wir sehen auch nach diesem Ergebnis, daß nicht ein-
seitige Feuerpausen ohne Gegenleistung, sondern nur
die wirkliche Aufrechterhaltung militärischen Drucks
bei gleichzeitiger politischer Initiative, die wir von An-
fang an gefordert haben, letztlich zu diesem Erfolg bei-
getragen hat. Wir sind selbstbewußt genug zu sagen:
Ohne die dauerhafte konsequente Rückendeckung durch
die Opposition wäre die Bundesregierung auf Dauer
kaum in der Lage gewesen, den notwendigen Druck auf-
rechtzuerhalten. Insofern handelt es sich hier um eine
gemeinsame Leistung des deutschen Parlaments.

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne-
ten der CDU/CSU)

Die Sicherheitsratsresolution muß nun unverzüglich
umgesetzt werden. Weitere jugoslawische Verzöge-
rungstaktiken dürfen und können nicht hingenommen
werden. Zu oft hat sich Milosevic als skrupelloser und
gerissener Machtpolitiker erwiesen. Nur durch den
schnellen nachvollziehbaren Rückzug sämtlicher serbi-
scher Sicherheits- und Polizeikräfte kann er beweisen,
daß er wirklichen Frieden will.

Niemanden wird es verwundern, wenn die Vertriebe-
nen nach den vielen Wortbrüchen der Vergangenheit

derzeit kein Vertrauen mehr in die Zusagen aus Belgrad
haben. Nach Jahren der Unterdrückung, Vertreibung und
Mord sitzen Angst, Trauer und Haß zu tief, als daß man
die zügige Herstellung von Voraussetzungen für ein
friedliches Miteinander von Serben und Kosovaren er-
warten könnte. Daß der Frieden eben nicht über Nacht
erreichbar ist, zeigt die bittere Erfahrung aus Bosnien,
wo viereinhalb Jahre nach dem Abschluß des Dayton-
Abkommens immer noch 30 000 SFOR-Soldaten damit
beschäftigt sind, feindliche Volksgruppen voreinander
zu schützen.

Aus der Sicht der F.D.P. ist eines klar: Mit Milosevic
wird es weder im Kosovo noch in Serbien Stabilität ge-
ben. Kein Kosovare wird bereit sein, sich mit seinem
eigenen Schänder an einen Tisch zu setzen, um über
Wiederaufbauhilfe und zukünftige Autonomie zu ver-
handeln. Es ist zu hoffen, daß sich im serbischen Volk
immer mehr die Erkenntnis durchsetzt, daß man die jetzt
erreichten Ergebnisse bereits im Oktober ohne große
Opfer und ohne Zerstörungen durch die Unterschrift
unter den Vertrag vom Rambouillet hätte haben können.

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne-
ten der CDU/CSU)

Daraus müßten auch innenpolitisch Konsequenzen ge-
zogen werden.

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, die Resolution
des Sicherheitsrates muß eine neue Friedensordnung
für die gesamte Region einleiten. Der Kosovo-Krieg
muß der letzte Balkankrieg gewesen sein. Angesichts
der Vielzahl weiterer potentieller Konfliktherde in dieser
Region müssen mit dem angestrebten Stabilitätspakt
dauerhafte Voraussetzungen für die Verwirklichung der
Menschenrechte, für Minderheitenschutz, für Demokra-
tie und für regionale Zusammenarbeit geschaffen wer-
den.

Dem wirtschaftlichen Wiederaufbau und der Ver-
wirklichung der Marktwirtschaft muß unser dauerhaftes
Augenmerk gelten. Es wird schwer genug sein, Bedin-
gungen für privatwirtschaftliche und für mittelständische
Investitionen zu schaffen. Diese sind der wirkliche
Schlüssel; denn ohne privates Engagement und ohne
mittelständische Unternehmen wird es auch im Kosovo
auf Dauer keine wirtschaftliche Weiterentwicklung ge-
ben.

Allen Staaten der Region muß die Einbindung in die
euroatlantischen Strukturen in Aussicht gestellt wer-
den. Der Europäischen Union kommt dabei eine ent-
scheidende Bedeutung zu. Wir fordern, daß mit Albani-
en, Mazedonien, Kroatien und Bosnien-Herzegowina so-
fort Verhandlungen über Assoziationsabkommen mit der
Europäischen Union aufgenommen werden. Das wäre
ein wichtiges Aufbruchssignal auch für dringend not-
wendige internationale Investitionen.

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne-
ten der CDU/CSU)

Es wäre wichtig, daß – wie damals vom Volkswagen-
werk in Sarajevo – privatwirtschaftliche Entscheidungen
getroffen werden, die auch kleinen und mittleren Unter-
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nehmen zeigen, daß es sich auf Dauer lohnt, sich dort zu
engagieren.

(Beifall der Abg. Michael Glos [CDU/CSU]
und Walter Hirche [F.D.P.])

Restjugoslawien muß der Weg nach Europa offen-
bleiben. Nach den Aufnahmebedingungen des Kopen-
hagener Gipfels ist aber klar, daß dafür demokratische
Erneuerung sowie das Bekenntnis zu Menschenrechten
und zum Völkerrecht Voraussetzungen sind. Diese kon-
krete Perspektive der europäischen Integration könnte
durchaus Impulse freisetzen, die sich auf Dauer stärker
als jahrhundertealte Animositäten erweisen. Es muß
endlich gelingen, den Teufelskreis aus Haß und Gewalt
auf dem Balkan zu durchbrechen. Dazu müssen wir –
Europäer und Deutsche – eine umfassende Anschubhilfe
sowohl für den Wiederaufbau dieser Region als auch für
die Schaffung infrastruktureller und wirtschaftlicher
Voraussetzungen zur Annäherung an die Europäische
Union leisten. Gerade wir Deutschen, die dem Marshall-
plan viel verdanken, sollten dabei eine ganz besondere
Verantwortung übernehmen.

(Beifall bei der F.D.P.)

Es muß jedoch klar sein, daß unsere Hilfe den Betroffe-
nen unmittelbar und direkt zugute kommen muß und daß
sie eben nicht zur Stärkung des Milosevic-Regimes
mißbraucht werden kann.

Zum umfassenden Konzept der Stabilisierung Süd-
osteuropas gehört unverändert die zügige Erweiterung
der Europäischen Union um die mittel- und osteuro-
päischen Beitrittskandidaten. Gerade vor dem Hinter-
grund der aktuellen Krise auf dem Balkan sollte die
deutsche Präsidentschaft den Mut aufbringen, nunmehr
ein konkretes Zieldatum für die Beitritte der in ihren Re-
formen am weitesten vorangeschrittenen Länder wie
Polen, Ungarn und Slowenien zu nennen, um damit auch
allen anderen Kandidaten eine klare zeitliche Perspekti-
ve zu geben.

(Beifall bei der F.D.P.)

Für eine dauerhafte Friedensordnung ist die zentrale
Rolle Rußlands von größter Bedeutung. Die Liberalen
haben von Anfang an darauf gedrungen, Rußland voll in
die Verhandlungs- und Implementierungsphase einzu-
binden. Das Ergebnis gibt uns recht: Die Krise auf dem
Kosovo hat auf dramatische Weise veranschaulicht, daß
eine verläßliche Sicherheitspartnerschaft mit Rußland
heute dringlicher denn je ist. Das erfolgreiche Engage-
ment von Tschernomyrdin und die Sicherheitsratsreso-
lution zeigen, daß sich Rußland dieser großen Verant-
wortung bewußt ist und auch in Zukunft bereit ist, eine
konstruktive Rolle in Gesamteuropa zu übernehmen. Ich
begrüße daher und möchte ausdrücklich würdigen –
auch als Oppositionspolitiker –, daß es der Bundesregie-
rung auf dem Europäischen Rat in Köln gelungen ist,
sich im Rahmen der ersten gemeinsamen Strategie im
Bereich von Außen- und Sicherheitspolitik dem Ver-
hältnis zu Rußland zu widmen. Das ist ein wichtiger
Fortschritt, den es auch heute zu würdigen gilt.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Mit der Sicherheitsratsresolution haben die Ver-
einten Nationen die Verantwortung für die Durchfüh-
rung des Friedensplans übernommen. Der UN-
Sicherheitsrat kann nunmehr seine traditionelle Rolle als
Hüter des Weltfriedens übernehmen und gestalten. Die
Volksrepublik China hat durch ihre Enthaltung gezeigt,
daß sie als bevölkerungsreichstes Land der Welt bereit
ist, einen konstruktiven Beitrag zu leisten.

Mit der Resolution werden die Voraussetzungen für
die Erreichung der eigentlichen Ziele der NATO-
Intervention, des Endes von Terror und Vertreibung und
der Rückkehr der – hoffentlich aller – Vertriebenen in
ihre angestammte Heimat, geschaffen. Dies ist die
Grundlage für die längerfristige Gewährleistung eines
wirksamen, international garantierten Schutzes vor wei-
teren serbischen Repressalien. Ohne einen effizienten
Schutz durch die KFOR-Truppen und ohne weitgehende
Kompetenzen für eine zukünftige Übergangsverwaltung
im Kosovo wird es weder eine Rückkehr der Vertriebe-
nen noch eine Autonomie für die Albaner im Kosovo
geben können.

Meine Fraktion begrüßt, daß Deutschland an dieser
verantwortungsvollen Aufgabe für den Frieden in Euro-
pa maßgeblich beteiligt ist. Eine Aufstockung des deut-
schen Kontingentes ist gerade angesichts des Beitrags
der anderen Partner gerechtfertigt.

Wir sind mit unseren Gedanken heute bei unseren
Soldaten. Wir sind sicher: Wir werden unseren Beitrag
leisten, daß für ihre Sicherheit das Menschenmögliche
getan wird.

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne-
ten der SPD und der CDU/CSU)

Die F.D.P.-Bundestagsfraktion unterstützt daher den
Antrag der Bundesregierung, sich an einer internationa-
len Sicherheitspräsenz im Kosovo aktiv zu beteiligen.

Ich bedanke mich für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne-
ten der SPD und der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das Wort hat
jetzt der Vorsitzende der PDS-Fraktion, Gregor Gysi.

Dr. Gregor Gysi (PDS): Frau Präsidentin! Meine
Damen und Herren! Im Namen der PDS-Fraktion be-
grüße ich ausdrücklich das von Anfang an von uns ge-
forderte Ende der Bombardierung Jugoslawiens durch
die NATO

(Beifall bei Abgeordneten der PDS)

und damit das Ende eines völkerrechtswidrigen An-
griffskrieges. Ebenso begrüßen wir die Chance auf ein
Ende von Vertreibung, Mord und anderen Menschen-
rechtsverletzungen im Kosovo.

(Beifall bei der PDS)

Daß Milosevic glauben konnte, mit einer systemati-
schen Vertreibung durchzukommen, liegt zweifellos
auch daran, daß der Westen bisher noch jede Vertrei-

Dr. Helmut Haussmann
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bung hingenommen oder zumindest letztlich gebilligt
hat.

(Widerspruch bei der SPD)

Dabei will ich gar nicht auf die Geschichte nach 1945
eingehen, sondern vielmehr darauf hinweisen, daß Grie-
chenland gezwungen wurde, die Vertreibung aller Grie-
chen aus dem türkisch besetzten Teil Zyperns hinzu-
nehmen, daß der Westen geschwiegen hat, als 200 000
Serben aus der Krajina vertrieben wurden, und daß der
Westen nach wie vor dazu schweigt, daß schon über
1 Million Kurdinnen und Kurden aus der Türkei vertrie-
ben wurden oder flüchten mußten. Es bleibt deshalb zu
hoffen, daß ab jetzt gleiche Maßstäbe – zumindest in
Europa, besser: weltweit – gelten und Vertreibungen ge-
nerell nicht mehr hingenommen werden.

(Beifall bei der PDS)

Sowohl die Regierung in ihrem Antrag als auch der
Bundesaußenminister und andere Redner in der heutigen
Debatte haben erklärt, die Doppelstrategie aus Krieg
und Diplomatie sei erfolgreich gewesen.

(Walter Hirche [F.D.P.]: Genauso ist es!)

Diese These ist gefährlich; denn wenn es sich hierbei um
ein Erfolgsrezept handelt, dann empfiehlt es sich ja zur
Wiederholung. Genau das darf nicht sein!

(Beifall bei der PDS)

Der Krieg darf nicht als eine Ergänzung der Diplomatie
verstanden werden; er muß als Mittel der Politik – gera-
de am Ende dieses Jahrhunderts, das so schreckliche
Kriege über die Völker gebracht hat – ausgeschlossen
werden. Gerade das jetzt beschlossene Ende des Krieges
und die Chance auf Frieden – mehr ist es ja wohl noch
nicht – zeigen, daß Mittel zur Bekämpfung von Men-
schenrechtsverletzungen die Respektierung und nicht
der Bruch des Völkerrechtes, der Einsatz von Politik und
Diplomatie und – je nachdem – auch wirtschaftlicher
Druck oder Wirtschaftshilfe sein müssen.

Es wird behauptet, der Krieg habe gebracht, was er
bringen sollte. Das wirft die Frage auf, was der Krieg
bewirken sollte. Wenn ich von dem ausgehe, was Bun-
desverteidigungsminister Scharping hier im Bundestag
am Morgen nach Beginn des Bombardements erklärte,
dann stelle ich fest, daß nicht dies, sondern eher das Ge-
genteil erreicht worden ist.

(Beifall bei Abgeordneten der PDS)

Damals, Herr Bundesverteidigungsminister, haben Sie
hier gesagt, Ziel des Bombardements sei es, Milosevic
dazu zu bringen, unverzüglich das Abkommen von
Rambouillet zu unterschreiben. Davon kann überhaupt
keine Rede sein. Wenn Sie das, was jetzt militärisch be-
schlossen wurde, mit dem vergleichen, was als militäri-
sches Ziel im Vertrag von Rambouillet unterschriftsreif
vorlag, dann stellen Sie fest, daß es gravierende Unter-
schiede gibt. Ging es im Militärteil des Vertrages von
Rambouillet um die klare politische Hoheit der NATO,
so ist jetzt die politische und juristische Hoheit der UNO
festgeschrieben. Ging es damals darum, daß sich die

NATO-Truppen in ganz Jugoslawien aufhalten sollten,
so geht es jetzt nur um den Kosovo.

(Angelika Beer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Dann stimmen Sie doch zu! Sie haben
beantragt, daß alle zurückgezogen werden!)

Ging es damals darum, der NATO zu ermöglichen,
jedes gewünschte Gebiet in Jugoslawien für ihre Zwecke
in Anspruch zu nehmen, so ist jetzt davon keine Rede
mehr. Ebenso ist jetzt keine Rede mehr davon, daß die
NATO in ganz Jugoslawien Manöver durchführen kann.
Ich sage das deshalb: Dadurch, daß dieser völlig ver-
fehlte militärische Teil des Rambouillet-Abkommens
vorgelegt wurde, haben Sie es, Herr Bundesaußenmini-
ster, Milosevic ermöglicht, jetzt seinerseits von einem
Teilerfolg zu sprechen, indem er auf diese Unterschiede
hinweist. Genau das wollten wir nicht.

Als zweites Ziel, Herr Bundesverteidigungsminister,
haben Sie damals ausgegeben, durch die Bombardierung
eine humanitäre Katastrophe im Kosovo zu verhin-
dern. Aber Tatsache ist, daß es seit Beginn des Krieges
im Kosovo eine bis dahin vom Ausmaß her unbekannte
humanitäre Katastrophe gibt. Obwohl schon nach zwei
Bombennächten klar war, daß jugoslawische Armee und
Polizei den Krieg zur systematischen Vertreibung der
Kosovo-Albaner nutzen,

(Angelika Beer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Sagen Sie doch einmal etwas zur Zeit
davor!)

haben Sie nicht aufgehört, dieses falsche Mittel einzu-
setzen. Damit haben Sie auch Mitverantwortung dafür
übernommen.

(Beifall bei der PDS)

Die Zeit davor war schlimm, aber es handelte sich
eben noch nicht um eine Katastrophe. Der Bundesau-
ßenminister weigert sich ja deshalb auch –

(Zuruf der Abg. Angelika Beer [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

– Sie müssen sich das schon anhören; ich komme noch
auf Ihre Einwände zu sprechen, Frau Beer –, zu erklä-
ren, weshalb sein Ministerium bis März 1999 gegenüber
den deutschen Verwaltungs- und Oberverwaltungsge-
richten zur Ermöglichung der Abschiebung der Kosovo-
Albaner in das Kosovo verlauten ließ, daß es dort keine
ethnische Säuberung und keine systematische Vertrei-
bung, sondern nur Übergriffe gebe.

(Beifall bei der PDS)

Wenn es allerdings bei dem Krieg darum ging, eine
neue Rolle und Strategie der NATO, eine Art Interventi-
onsrecht zu installieren, dann mag das gelungen sein.
Wenn es darum ging, Rußland und China ihre begrenzte
Rolle im internationalen Geschehen deutlich zu machen,
dann ist das meines Erachtens nur begrenzt gelungen.
Das gilt auch insbesondere dann, wenn es den USA dar-
um gegangen sein sollte, die UNO und ihren Sicher-
heitsrat zu schwächen; denn der Krieg konnte zwar ge-
gen den Willen Rußlands und unter Verletzung des Völ-
kerrechts und des Gewaltmonopols des Sicherheitsrates

Dr. Gregor Gysi
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geführt werden, aber der Frieden war nur mit Hilfe
Finnlands, Rußlands und des Sicherheitsrates der UN
auf der Grundlage des Völkerrechts möglich. Dadurch
wurde der Eindruck vermittelt – dies ist nicht meine
Schuld –, die NATO sei für Krieg und die UNO für
Frieden zuständig. Das trägt wahrscheinlich zur Stär-
kung des Ansehens der UNO bei, was ein positives Er-
gebnis ist.

(Beifall bei der PDS – Angelika Beer
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Das ist Ihre
begrenzte Sichtweise!)

Wenn es den USA zusätzlich darum gegangen sein
sollte, die europäische Integration zurückzuwerfen, den
Euro zu schwächen und die Anleger in den Dollar zu
locken, dann ist dies allerdings voll gelungen.

(Albert Schmidt [Hitzhofen] [BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN]: So ein Schwachsinn!)

Eine Folge des Krieges – das können Sie überhaupt
nicht leugnen – wird Hochrüstung sein. Sie wissen
doch auch, daß in Rußland die Frage der militärischen
Rüstung eine völlig andere Rolle spielt als in den letzten
neun Jahren – unabhängig davon, wer dort regiert hat.
Sie wissen, welche Umrüstungspläne es in der NATO
gibt und welche Rüstungspläne andere Staaten inzwi-
schen aufgestellt haben. Sie wissen auch, welche Gefah-
ren damit verbunden sind. Deshalb sage ich: Der ent-
scheidende Kriegsgewinnler während des Krieges und
bei der anschließenden Hochrüstung ist die Rüstungsin-
dustrie.

Aber auch die Gesellschaft im Innern wird sich ver-
ändern. Dazu haben gerade Sie, Frau Beer, einen Beitrag
geleistet; denn Sie haben im Oktober 1998 Ihre Zustim-
mung zur Androhung des Bombardements mit der Be-
gründung verweigert, daß diese Androhung völker-
rechtswidrig sei, weil es kein UN-Mandat gebe. Sie ha-
ben drei Monate später der Bombardierung zugestimmt,
obwohl es immer noch kein Sicherheitsratsmandat gab.

(Angelika Beer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Weil ich nicht mit Blindheit geschlagen
bin wie Sie!)

– Nein, am Sachverhalt hat sich nichts geändert, aber
Ihre Stellung hat sich geändert: Sie sind aus der Opposi-
tion in das Regierungslager gewechselt. Damit – das gilt
auch für Sie, Herr Volmer – haben Sie der Politik einen
bleibenden Schaden zugefügt.

(Beifall bei der PDS)

Das gilt nicht für den Außenminister; er hatte vorher
schon ja gesagt.

(Widerspruch beim BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Sie aber haben es nicht getan und damit der Glaubwür-
digkeit aller Politikerinnen und Politiker geschadet.

Der Krieg hat viele Menschen verletzt und getötet;
durch ihn wurden Krankenhäuser, Wohnungen, Infra-
struktur und Wirtschaft zerstört und eine ökologische
Katastrophe heraufbeschworen, zu der Sie ebenfalls ge-
schwiegen haben. Jetzt geht es um Wiederaufbau. Über

diesen Punkt können wir uns verständigen. Es ist näm-
lich wichtig, daß nun Frieden im Kosovo und in Jugo-
slawien herrscht. Ich bitte aber zu bedenken, ob es rich-
tig ist, zu sagen: Hilfe im Kosovo ja, aber in Serbien
erst, wenn dort demokratische Bedingungen nach unse-
ren Vorstellungen herrschen. Ich finde, wir dürfen einen
Präsidenten nicht so wichtig nehmen.

(Lachen und Widerspruch bei der SPD, dem
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der F.D.P.)

Wir dürfen die Bevölkerung nicht schon wieder kollek-
tiv bestrafen.

(Beifall bei der PDS)

Krankenhäuser, Wohnungen und die Infrastruktur sind
zerstört. All das trifft Milosevic nicht. Er hat genügend
Wasser, Lebensmittel und Energie zum Heizen. Die In-
frastruktur für die Bevölkerung muß wieder aufgebaut
werden.

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Herr Kollege
Gysi, achten Sie bitte auf die Zeit.

Dr. Gregor Gysi (PDS): Ja, Frau Präsidentin, ich bin
sofort mit meiner Rede am Ende.

Schauen Sie sich einmal die Geschichte an! Sie wer-
den dann die Erkenntnis gewinnen: Wohlfahrt hilft der
Demokratie; Armut und Hunger befördern diktatorische
Strukturen. Deshalb sage ich: Wenn wir Demokratie in
Jugoslawien wollen, müssen wir jetzt beim Wiederauf-
bau helfen.

(Beifall bei der PDS)

Dem Antrag der Bundesregierung können wir nicht
zustimmen, weil in ihm der Krieg nachträglich bestätigt
wird. Dies ist mit unserer Position nicht vereinbar. Ich
füge hinzu: Wir sind immer gegen NATO-Truppen als
Friedenstruppen gewesen. Wir wollen Truppen aus neu-
tralen Staaten, weil diese am Krieg nicht beteiligt waren.

(Beifall bei der PDS)

Letztlich bringe auch ich die Hoffnung zum Aus-
druck, daß es im Kosovo ab jetzt – weder unter Zivili-
sten noch unter Soldaten – keine Toten mehr gibt und
daß wir Stabilität in dieser Region durch Wiederaufbau
erreichen. Dazu gehört aber auch Serbien, das wir nicht
vor der europäischen Tür stehen lassen dürfen.

Danke schön.

(Beifall bei der PDS – Walter Hirche [F.D.P.]:
Das war eine schlimme Verzerrung der Wirk-
lichkeit!)

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das Wort hat
jetzt der Herr Bundesminister der Verteidigung, Rudolf
Scharping.

Rudolf Scharping, Bundesminister der Verteidi-
gung (von der SPD sowie von Abgeordneten des
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN mit Beifall begrüßt):

Dr. Gregor Gysi
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Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Die heute
zu treffende Entscheidung kann man nicht allein im
Lichte der letzten elf Wochen betrachten. Es gibt eine
viel längerfristige Perspektive, und leider liegt dieser
Entscheidung auch eine viel längere Entwicklung zu-
grunde. Man könnte beispielsweise mit Fug und Recht
sagen, daß die Entwicklung mit der Aufhebung des Au-
tonomiestatuts für den Kosovo durch Milosevic am 23.
März 1989 begann.

Bei der Lektüre eines Briefes, den der Träger des
Nobelpreises für Literatur, Ivo Andric, geschrieben hat,
ist mir eine Passage aufgefallen, von der ich glaube, daß
sie in dieser Debatte einen guten Hinweis bietet. Er
schrieb über Bosnien – dasselbe gilt für den Balkan –:

Vielleicht sollte man in Bosnien
– also auf dem Balkan –

die Menschen warnen, sich auf Schritt und Tritt, bei
jedem Gedanken und bei jedem, selbst dem erha-
bensten Gefühl vor dem Haß, dem angeborenen,
unbewußten, endemischen Haß zu hüten. Denn in
diesem rückständigen, armen Land, in dem vier
verschiedene Glaubensbekenntnisse zusammenge-
pfercht leben, brauchte es viermal mehr Liebe, ge-
genseitiges Verständnis und Verträglichkeit als in
anderen Ländern.

Später schreibt er dann mit Blick auf diese Passage:
Aber wann wird diese Zeit kommen, und wer wird
stark genug sein, dies alles auszuführen? Einmal
wird der Tag kommen, ich glaube daran.

So schrieb Ivo Andric. Das war 1918, am Ende des er-
sten Weltkrieges.

Es sollte uns in dieser Debatte bewußt bleiben, daß
die Kriege dieses Jahrhunderts auf dem Balkan einen
Ausgangspunkt haben und daß jetzt die Chance besteht,
daß für eine lange, gute Zukunft auf dem Balkan das
Ende der Kriege in Europa gefunden wird.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN, der CDU/CSU und der F.D.P.)

Mein Kollege Joschka Fischer hat ganz zu Recht ge-
sagt: Die Gewalt geht zu Ende. Damit ist eine Voraus-
setzung für Frieden geschaffen, aber noch lange nicht
der Frieden selbst. Ob Frieden entsteht, hängt von der
inneren Haltung der Menschen und von den Rahmenbe-
dingungen ab, bei denen wir helfen können. Wir können
nicht in diesem Sinne – daß die Menschen im Kosovo zu
einer guten inneren Haltung finden – Frieden schaffen.
Wir können aber dabei helfen, und wir wollen das tun.
Dabei werden wir nicht vergessen, was in den letzten
Jahren geschehen ist. Wir werden uns erinnern, nicht im
Sinne von Rache oder Vergeltung, sondern im Sinne von
Aussöhnung und friedlicher Entwicklung, und wir wer-
den auf längere Zeit wachsam bleiben müssen.

Welche Erfahrungen haben wir gemacht? Wir ma-
chen die Erfahrung, daß doch eine Chance besteht, an
die Stelle des Unrechtes der Macht die Macht des
Rechtes zu setzen.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN, der CDU/CSU und der F.D.P.)

Wir machen die Erfahrung, daß das erste internationale
Dokument, in dem gesagt wird, Menschenrechte seien
nicht alleine die innere Angelegenheit eines Staates, und
das auch in Europa verabschiedet worden ist, nämlich
die Schlußakte von Helsinki, Wirksamkeit entfalten
kann – nicht nur bei der Ermutigung von Freiheits- und
Bürgerrechtsbewegungen in Mittelosteuropa, sondern in
Europa insgesamt.

Es war der Bundesregierung von Anfang an bewußt,
daß sie eine große Verantwortung übernimmt und mit
dieser Verantwortung auch eine Möglichkeit zur Ge-
staltung europäischer Verhältnisse. Sie greift dabei übri-
gens auf etwas zurück, was auch frühere Bundesregie-
rungen sehr deutlich ausgesprochen haben, beispielswei-
se der damalige Außenminister Genscher am 17. April
1991 im Deutschen Bundestag im Zusammenhang mit
einer Resolution, die den Irak betraf. Das hat, wie ich
denke, unverändert Aktualität. Damals sagte Bundesau-
ßenminister Genscher, daß

erstmals in der Geschichte der Vereinten Nationen
in dieser Deutlichkeit zum Ausdruck gebracht
(wird), daß die Mißachtung der Menschenrechte
den internationalen Frieden und die Sicherheit be-
droht. Sie kann nicht mehr nur als innere Angele-
genheit eines Staates behandelt werden. Das ist eine
wichtige Fortentwicklung des Völkerrechts. Künf-
tig

– so führte er damals aus –

kann sich keine Regierung, die Völkerrecht und
Menschenrechte mit Füßen tritt, die die Bürger ih-
res Landes unterdrückt und zur Flucht zwingt, dar-
auf berufen, daß solche Vorgänge eine innere An-
gelegenheit sind, die der Mitsprache der Völkerge-
meinschaft und der Vereinten Nationen entzogen
sind.

Ich halte es für wichtig, diese Kontinuität zu betonen
und daraus einige Schlüsse zu ziehen, die weit über das
erfreuliche Erreichen von Gewaltfreiheit und das erfreu-
liche Schweigen der Waffen hinausreichen.

Es ist wahr, wir können auf ein erzieltes Ergebnis in
einem gewissen Umfang stolz sein. Aber jedes Triumph-
gefühl verbietet sich. Es ist wahr, wir können erleichtert
sein, daß wir ein Ziel erreicht haben, das wir uns von
Anfang an gesteckt hatten, nämlich den Menschen im
Kosovo ein sicheres Leben unter demokratischen
Umständen zu erleichtern und zu garantieren. Aber es
ist auch wahr, daß die Freude darüber nicht ungeteilt ist.
Wir haben auch unausweichlich Leid zugefügt, zum
Beispiel vielen Zivilisten in Serbien. Folglich mischt
sich in unsere guten Gefühle von Stolz und Erleichte-
rung natürlich auch Trauer. Wir haben nicht Leid im
Sinne von Vergeltung anderen Leids zugefügt oder
heimgezahlt. Manches ist in solchen Auseinanderset-
zungen unausweichlich. Man sollte das auch als einen
Teil der eigenen und der gemeinsamen Verantwortung
erkennen. Das hat die Bundesregierung versucht.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN sowie des Abg. Paul Breuer
[CDU/CSU])

Bundesminister Rudolf Scharping


